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für üie Vorsitzenden . - •'.*-* ] , 

Erarbeitung eines Tarif Systems für alle Beschäftigten in den 
Dien.sxzweiosn des Ministeriums des Innern- - - 

Inhalt - . * *" v . * ’ 

Das Grundgehalt wird eins einheitliche Entlohnung aller Be- 
schäftigten ces Ministeriums des Innern unterrBerücksicht igung 
der speziiischsn Anforderungen, der Qualifikation und der 8er- 
schäftigungsdausr gewährleisten. 

Zur Zeit noch bestehende ungerechtfertigte Unterschiede bei 
der Entlohnung artgleicher Tätigkeiten werden- damit beseitigt. 
•Jie derzeit gültige Regelung zur Zahlung der .Treuezulage ent- 
fallt. Dementsprechend sind nach. jeweils 2 Jahren konstante 
Steigsrungsstufen in jeder Gehaltsgruppe. enthalten. 

Generell wird eine Einarbeitungszeit von einem Jahr gefordert, 
um den Einstiegswert in die jeweilige Gehaltsgruppe zu erlangen. 

hach Erlangung des Einstiegswertes steigt das Grundgehalt in 
jeder oehalrsgrupps entsprechend der Arbeitsaufgabe und nach 
-ach spezifisch er Ablegung eines Qualifikationsnachweises (Uber- 
oruiung der fachspezifischen Kenntnisse für die gestellten Ar- 
ceits auf gaben) im Abstand von 2 Jahren für jeden Beschäftigten. 

* 

Für jede dienstzwaigbezogene Arbeitsaufgabe wird der Höchst- 
wert- (Endstufe) festgelegt. 

Es wird jeder Beschäftigte gefordert sein, sich spezielle 
Kenntnisse anzueignsn, um sich in seinem Fachbereich weiter 
zu qualifizieren. 

Zur Erlangung der nächsthöheren Gehaltsgruppe ist es erforder- 
-ich, den Abschluß einer Qualif izierungsmaßnahns nachzuweisen, 
-n aucn damir der Durchsetzung des Leistungsprinzips für alle 
Besehe: tigtert im Ministerium des Innern Rechnung zu tragen. 

Zulage.-, und Zu sch läse 

Au fwe nd s zu la oa ist als soziale Komponente zu verstehen, 
sie so.i cen .i^gicXi der Subventionen, die Erhöhung der Misten 
ur.u anmienes ausglsichen. 

Verhe-iratetenzuschlaG und Kindergeld 

Den Verheiratstenzuschlag erhalten verheirarete , verwitwete 
sowie zum Unterhalt gegenüber einer anderen Person (zum Haus- 
halt gehörend) verpflichtete Beschäftigte. Beschäftigte, deren 
chegatten ebenfalls im Ministerium des Innern tätig sind, er- 
halten die Hälfte dieses -Zuschlages . 


Funktionszulaae 


^ - - ... »-a 

* •• '»-*■-> _ • , - -- r-.-T. Z.'.\ • 

Sie ist eine Zulage für besonders- hohe Funktionen und Verant-^r'v-, 
wortung, wie z. 3- Dienststellenleiter-, die mindestens 500*.Be— * 
schäftigte zu führen haben. . ; ’ V- -4 : * y-‘ 

Oie Zulage gilt als Bestandteil des; Grundgehaltes, /• -‘.'/v 

Zur Durchsetzung der Interessenvertretung der Beschäftigten : - 

des Ministeriums des. Innern wird eine-starke Gewerkschaf t~ ge- 
braucht. - - ‘ * ' - ’ ; ., v .- •* 'V .V, 




Erfolgreiche- Tarifverhandlungen werden nur über die Durch- -v • - - 
Setzungskraft einer finanziell- starken- Gewerkschaft erreicht. 

- . . * •• • . * • . . — . . . • » 

Ura den bevorstehenden • Arbeit skarapf^zu. bestehen , werden erheb- 
liche finanzielle- Mittel benötigtv die- nur^ über die statutgemäGe 
Beitragszahlung erreicht Werden kann-.-!.;* V. *• ‘ 

Einor.dnuno des Disnstranoes (Dienstgrad) " V . "V 


• «« • • * . * . 1 * • ■ ‘ 

Infolge der Umstrukturierung der Volkspolizei hat. eine. Neuzu- 
ordnung der Dienstränge zu erfolgen". y • •••' -. * ••!.' ‘ ' .• 

Beschäftigte mit ausgesprochenen- Verwaltungsausgaben er-' 
halten keine Dienstrangbezeichnung . ’ • 

Beschäftigte mit polizeidienstlichen Aufgaben erhalten eins 
Dienstrangbezeichnung. ; *•' ■V..v. . 

- Wachtmeisterdienstrange werden- operativen Kräften, in der.- * -* • ~ 

Öffentlichkeit zugeordnet. / - . *•• ‘ ^ • - 

- Die Dienstrangbezeichnung Kommissar ist vorrangig in der 

Kriminalpolizei anzuwenden und abgestuft- entsprechend den •’ 
Arbeitsaufgaben und der zahlenmäßigen Stärke von Kollektiven 
einzuführen. >■ 

Analog wird au'ch in anderen Dienstzweigen verfahren. 

- Darüber hinausausgehende Dienstrange (Rat, Direktor, Inspekteur) 
sina ausgesprochenen höheren LeLtungsfunktionen zuzuordnen. 

- Dementsprechend ist in den Organen Feuerwehr und Strafvollzug 
die Dicnstrangoszeicnnung vorzunehnon. 


.r.QdpJ' . - ' • 

.Gewerkschaft der Volkspolizei ^.‘ Rudolph *• 

.V! Ta r ifkommission t . r 



04. Mai 1590 


Gewerkschaft Cer Volkspolizei 


Vorschlag 

zur Einführung des einheitlichen Grundgehaltes für alle 
Beschäftigten in den Dienstzweigen des Ministeriums für 
Innere Angelegenheiten unter Berücksichtigung der Qualifizie- 
rung und der 3eschaf tiounesdauer • 

Die derzeitige Regelung zur Zahlung der Treuezulage ist in 
den Steigerungsstufen des einheitlichen Grundgehaltes ent- 
halten. 

Zur Durchsetzung des Leistungsprinzips schlagen wir eine 
Einordnung nach Qualifizierungsgrad und den entsprechenden 
spezifischen Anforderungen der zu erfüllenden Arbeitsauf- 
gaben vor. 

Jede Gehaltsgruppe erhält eine Von-Bis-Spanne , die bi3 zum 
Anfangsgehalt der nächsthöheren Gehaltsgruppe ausgenutzt wer- 
den kann. 

Es wird weiter vorgeschlagen: 

1. Zahlung einer Aufviar.dszulage monatlich 

Gehaltsgruppe 1 bis 7 Stufe I 654,- Mark Stufe II 794,- Mark 

3 bis 11 Stufe I 694,- Mark Stufe II 842,- Mark 

12 bis 16 Stufe I 701,- Mark Stufe II 929,- Mark 

Erläuterung: Stufe I Städte unter 100000 Einuohner 
Stufe II Städte über lOOOGO Eim/ohner 

2. Zahlung ven Verheiratetenzuschlag monatlich 


Gehaltsgruppe 1 

bis 

A 

297,- 

Mark 

5 

bis 

7 

343,- 

Mark 

3 

bis 

11 

396,- 

Mark 

1 2 

u - W 

u*a 

13 

419,- 

Mark 

• 1 i 

bis 

16 

-33 , - 

Mark 


‘3. Zahlung eines Kinderzuschlages differenziert nach Alter 

Bis zur Vollendung das 13. Lebensjahres 75,- Mark 

danach 110;- Mark 

4. Zahlung einer Funktionszulage für leitende Mitarbeiter mit 
besonderer Verantwortung zwischen 150,- Mark und 280,- Mark 


5. Im Monat Juli wird ein Urlaubsgeld ' gezahlt. V-;- 
Gehaltsgruppe 1 bis* 1 in Höhe: von 350; — "Mark 


B bis 16 in Höhe- von- 250,-. Mark'-’:. • N;’~ ’ 

. - T - , 1; » .;l : * •' 

* *•'*. T *• *. -•'< — - 

6. Für Beschäftigte, im durchgehenden' Schichtsystem- wird ‘ 

eine- Tarifzulage in Höhe von- 180,— Mark gezahlt. - 

7. Beschäftigte, die außerhalb der vereinbarten: Arbeitszeit/^; ’ 

Dienstzeit zur Arbeitsbereitschaft herangezogen werden, *; V 
erhalten eine einheitliche Vergütung in Höhe- von:': l*; .T 1 

- Hausbereitschaft 1*.50 Mark pro Stunde'än Werktagen 

... 

. 2,50_Mark pro- Stünde:. an' Sonn-, und 

• Feiertagen r 

\\i v: ■>**-' -V r: * 

. - in der Dienststelle 3,50 Mark pro. Stünde an Werktagen 


3. Übsrstundenregslung 


4,50 Mark p’ro* Stunde ’an Sonn-f und , 
• .. ' • ■' Feiertagen 


?.-• tv ... • • * 

Uberstunden sind gleichmäßig auf die jeweils dafür; in' Frage • 
kommenden Beschäftigten zu verteilen. '* 

- 0er' Beschäftigte erhält in der-. RegeL für die geleisteten' 
Überstunden Freizeit. Diese ist- bis zunr Ende, des nächsten 
Kalendermonats, spätestens bis zum Ende des.dritten: Kalender- 
monats nach Ableistung der Überstunden' zii/ge währen 

• : - ,'a V 

- Die maximale Anzahl der Überstunden darf 120 Stunden’pro 

Jahr nicht übersteigen. . y'y ■■ • . •*; >■ .. - V ~ ' 

- In Ausnahmefällen wird unter Beachtung der ständigen Ein- 
satzbereitschaft der Dienststellen eine Vergütung der über- *. 
stunden in Höhe von 25,- Mark erfolgen .- Dazu erhalten die 
verantwortlichen Leitereinen begrenzten Fond zur Verfügung. 

In Anerkennung langjähriger, ununterbrochener Beschäf tigungs- 
dauer im Ministerium für Innere Angelegenheiten wird eine ein- 
malige Vergütung nach vollendetem 20. Beschäftigungsjahr, in 
Höhe von 2500,- Mark und nach vollendetem 25. Beschäf tigungs- 
jahr in Höhe von 3000,- Mark gezahlt. 
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